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VORGESCHICHTE Im April 2015 lancieren die Jungen Grünen die Zersiedelungsinitiative, 
die im Kern das Einfrieren der Bauzonen auf den aktuellen Stand fordert. 
Als Begründung verweisen die Initianten auf die jüngste Arealstatistik des 
Bundesamts für Statistik, wonach zwischen 1985 und 2009 pro Sekunde 
ein guter Quadratmeter Kulturland verlorengeht, was in erster Linie dem 
Siedlungswachstum geschuldet ist. Ferner verweisen die Initianten auf 
einen Bericht der Geschäftsprüfungskommission, die den aktuellen Kul-
turlandschutz als unzureichend kritisiert. Das Anliegen kommt mit 113 216 
gültigen Unterschriften erfolgreich zustande.  

Der Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Ablehnung und verweist dabei 
auf die bereits erfolgte erste Teilrevision des Raumplanungsgesetzes 
(RPG) (vgl. Vorlage 569), mit der der Zersiedelung mit griffigen Instrumen-
ten Einhalt geboten werde. Es gelte nun, die Umsetzung dieser Bestim-
mungen abzuwarten (Frist April 2019). Ferner sei die Forderung nach ei-
nem Einfrieren der Bauzonen zu starr und trage kantonalen und lokalen 
Gegebenheiten zu wenig Rechnung. Als weitere Konsequenz der Forde-
rung würden Kantone benachteiligt, die in der Vergangenheit haushälte-
risch mit dem Boden umgegangen sind und nur über wenig Bauzonen 
verfügen. Nicht zuletzt solle das Bauen ausserhalb der Bauzonen mit der 
in Angriff genommen zweiten RPG-Teilrevision eingeschränkt werden. 

Das Gros der Parlamentarierinnen und Parlamentarier schliesst sich der 
Meinung und Argumentation des Bundesrates an. In der Schlussabstim-
mung beschliesst der Nationalrat mit 143 zu 37 Stimmen bei 18 Enthal-
tungen und der Ständerat mit 34 zu 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen, die 
Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Unterstützung erfahren die Grü-
nen von einem Grossteil der SP-Fraktion. Eine nennenswerte Minderheit 
innerhalb der SP-Fraktion enthält sich aber der Stimme und begründet 
dies zum einen mit der Starrheit der Forderung sowie zum anderen mit 
der ersten RPG-Teilrevision und dem fragwürdigen Zeitpunkt der Initia-
tive, da noch unklar sei, inwiefern die Kantone ihre Richtpläne gesetzes-
konform anpassen. Eine SP-Mehrheit und die Grünen kontern, dass der 
Kulturlandschutz unterdessen aus der zweiten RPG-Teilrevision ausge-
klammert worden sei und es fraglich sei, wie stark das neue Revisions-
vorhaben dem Bauen ausserhalb der Bauzonen tatsächlich Einhalt gebie-
ten könne. Ein von der GLP initiierter Antrag zur Schaffung eines direkten 
Gegenvorschlags, gemäss welchem die Gesamtfläche an Bauten ausser-
halb der Bauzonen nicht hätte vergrössert werden sollen, scheitert im 
Nationalrat deutlich. 

GEGENSTAND Im Kern verlangt die Initiative, dass die Gesamtfläche an bestehenden 
Bauzonen in Zukunft nicht vergrössert werden darf. Ferner sollen das 
verdichtete Bauen sowie nachhaltige Formen des Wohnens und Arbei-
tens gefördert werden. Nicht zuletzt dürften nur noch spezifische Bau-
ten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen bewilligt werden. 
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ABSTIMMUNGSKAMPF Der Abstimmungskampf verläuft insgesamt eher flau. Dabei zeigt sich ein 
für Volksinitiativen häufiges Muster: Eine eher negative Resonanz in den 
Medien, eine erhöhte Kampagnenintensität beim gegnerischen Komitee 
sowie eine gegen Schluss stark nachlassende Zustimmung innerhalb der 
Bevölkerung lassen bereits erahnen, dass die Initiative an der Urne schei-
tern wird. 

Während die bürgerlichen Gegner die Initiative als «überflüssig und un-
nütz» bezeichnen, wirbt das Initiativkomitee mit eindrücklichen Zahlen 
zur rasch fortschreitenden Zersiedelung und bestreitet, dass zu deren 
Einschränkung bereits die aktuellen Bestrebungen ausreichten. Neben 
den Grünen beschliessen auch die EVP und die SP ein Ja; die SP-Dele-
gierten tun dies im Unterschied zur SP-Fraktion beinahe einhellig. Wäh-
rend der Verband Pro Natura als einer der Urheber der damaligen Land-
schaftsinitiative, die wegen der Annahme der ersten RPG-Teilrevision zu-
rückgezogen worden war, das Anliegen unterstützt, beschliesst die Stif-
tung Landschaftsschutz Schweiz, ihres Zeichens ebenfalls Urheberin der 
Landschaftsinitiative, aufgrund der Starrheit der Forderung nach einem 
Bauzonenplafond Stimmfreigabe. Die GLP gibt gleich wie alle bürgerli-
chen Parteien und gewichtige Wirtschaftsverbände die Nein-Parole her-
aus. 

ERGEBNIS Am Abstimmungssonntag erleidet das Volksanliegen bei einer unter-
durchschnittlichen Stimmbeteiligung von 37,9% Schiffbruch. Mit 63,7% 
legen beinahe zwei Drittel der Stimmenden ein Nein ein und in keinem 
Kanton findet sich eine Mehrheit für die Initiative. Am meisten Unterstüt-
zung erhält die Initiative noch in den Stadtkantonen Genf (47,7% Ja) und 
Basel-Stadt (46,5% Ja). Das klarste Nein stammt aus dem Kanton Wallis 
(78,7% Nein).  

Gemäss Voto-Studie wurde die Initiative von 91% der Anhängerschaft der 
Grünen unterstützt. Während die Basis der CVP, FDP und SVP das Anlie-
gen grossmehrheitlich ablehnte, war die Anhängerschaft der SP und der 
GLP gespalten; je 53% der Basis befürworteten das Anliegen. Die über-
wiegende Mehrheit der Stimmenden stützte die Ansicht, dass der Zersie-
delung mit der aktuellen Gesetzgebung bereits ausreichend Einhalt ge-
boten werde. 
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